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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Doris Odendahl, Angelika Barbe, Hans Gottfried Bernrath, 
Dr. Ulrich Böhme (Unna), Edelgard Bulmahn, Dr. Peter Eckardt, 

Evelin Fischer (Gräfenhainichen), Stephan Hilsberg, Horst Kubatschka, 
Eckart Kuhlwein, Günter Rixe, Dr. Peter Struck, Margitta Terborg, 

Wolfgang Thierse, Siegfried Vergin, Hildegard Wester, Hans-Ulrich Klose 
und der Fraktion der SPD 


Entwurf eines Sechzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 


A. Problem 

Mit dem Zwölften Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes wurde 1990 eine bis zum 30. September 1993 
befristete Studienabschlußförderung eingefügt. Diese Befristung 
soll aufgehoben werden. 

Die Studienabschlußförderung (§ 15 Abs. 3 a des Gesetzes) hat zum 
Ziel, Auszubildende an Hochschulen, die innerhalb der in der 
Förderungshöchstdauerverordmmg vorgesehenen Frist zur Ab- 
schlußprüfung zugelassen worden sind und die voraussichtlich die 
Ausbildimg innerhalb der um höchstens zwölf Monate verlänger- 
ten Förderungsdauer abschließen können, bis zum Studienab- 
schluß zu fördern. Damit soll verhindert werden, daß Auszubil- 
dende in der Examensphase zum Studienabbruch gezwungen 
werden, weil die bisherige Ausbildungsförderung ausläuft. Weiter 
soll verhindert werden, daß Auszubildende während der Examens- 
phase zu verstärkter Erwerbstätigkeit genötigt werden, um ihren 
Lebensunterhalt zu sichern mit der Folge, daß ihr Studienabschluß 
sich hinauszögem kann. 

Vom Gesetzgeber wurde damit zugleich anerkannt, daß die 
finanzielle Lage von Studierenden sich studienzeitverlängemd 
auswirken kann. Außerdem ist davon auszugehen, daß angesichts 
der vielfach überlasteten Hochschulen ein zügiger Studienab- 
schluß während der ohnehin knapp bemessenen Förderungs- 
höchstdauer häufig nicht möglich ist. Die Schere zwischen norma- 
tiv festgelegten und tatsächlichen Studienzeiten hat sich 
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immer weiter geöffnet. Hieran haben auch die geringfügigen 
Erhöhungen der Fördenmgsdauer bei einzelnen Studienfächern, 
die 1992 in der Neunten Verordnung zur Änderung der Verord- 
nung über die Förderungshöchstdauer (BGBl. I S. 1871) vorgenom- 
men wurden, grundlegend nichts geändert. 

Die Studienabschlußförderung als neues Instrument wurde den- 
noch 1990 nur befristet eingefügt. Damit wurde die Erwartung 
verbunden, daß die hochschulpolitisch Verantwortlichen wirk- 
same Maßnahmen zur Studienzeitverkürzung vereinbaren und 
diese mittelfristig in der Praxis von Studium und Lehre umsetzen. 
Mit der zeitlichen Befristung sollte auch Druck auf eine zügige 
Vereinbarung und Umsetzung derartiger Maßnahmen ausgeübt 
werden. Inzwischen hat sich gezeigt, daß die 1990 erwarteten 
Fortschritte zur Straffung des Studiums noch nicht erreicht worden 
sind. Vielmehr haben sich die Studienbedingungen vielfach weiter 
verschlechtert. 

Die befristete Studienabschlußförderung muß daher über den 
30. September 1993 hinaus fortgesetzt werden. Geschieht dies 
nicht, haben vor allem die Studentinnen und Studenten aus 
einkommensschwächeren Famüien die beschriebenen Folgen 
— zusätzliche Erwerbstätigkeit während der Examensphase mit 
der Folge einer weiteren Studienzeitverlängerung und schlechte- 
rer Examensaussichten — zu tragen. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht vor, die mit dem Zwölften Gesetz zur Änderung 
des BundesausbUdungsförderungsgesetzes eingeführte Befristung 
von § 15 Abs. 3 a des Gesetzes aufzuheben. Länder und Bund sollen 
im Rahmen der alle zwei Jahre vorzulegenden Berichte nach § 35 
prüfen, ob diese — wie jede andere — Bestimmung künftig noch 
erforderlich ist. 


C. Alternativen 

Der Beirat für AusbUdungsförderung hat in seinen 1988 veröffent- 
lichten Vorschlägen zur Reform des Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetzes bereits zu den verschiedenen grundsätzlichen Mög- 
lichkeiten der Zusammenführung von Förderungsdauer und Stu- 
dienabschluß für durchschnittlich begabte Studenten Stellung 
genommen (siehe Schriftenreihe Grundlagen und Perspektiven für 
Bildung und Wissenschaft, hrsg. vom Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft, Heft 21, Bonn 1988, Seiten 124 ff.). Der Beirat hat 
sich aber bereits damals für eine von vornherein unbefristete 
Studienabschlußförderung ausgesprochen. 

Denkbar wäre eine befristete Verlängenmg oder die mit einer 
Entfristung gekoppelte pauschale Verkürzung der Förderungs- 
höchstdauer, Es läßt sich allerdings gegenwärtig nicht absehen, 
wann die Studienbedingungen an den deutschen Hochschulen 
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sich derart verbessert haben werden, daß Studenten in allen 
Studienfächern und an allen Hochschulen unter normalen Umstän- 
den mit einem Studienabschluß während der geltenden Förde- 
rungshöchstdauer rechnen können. Diese sind außerdem erst im 
Herbst 1992 überprüft worden. Der Gesetzgeber sollte auch auf 
Druckmittel zu Lasten einer Gruppe — der Studierenden — 
verzichten, die nicht allein für die Dauer des Studiums bzw. die 
Verwirklichung von Maßnahmen zur Studienreform verantwort- 
hch zu machen ist. 


D. Kosten 

Der Finanzaufwand für Leistungen nach § 15 Abs. 3a BAföG wird 
aufgrund von Aussagen der Bundesregierung im Ausschuß für 
Bildimg und Wissenschaft und Erhebungen der Hochschul-Infor- 
mations-System GmbH (HIS), Hannover, pro Jahr mit 60 Mio. DM 
anzusetzen sein. Dabei wird von einer Quote von 3 % der BAföG- 
geförderten Studierenden ausgegangen, die die Studienabschluß- 
fördeiung in Anspruch nehmen. Aufgrund der bisherigen Erfah- 
rungen ist damit zu rechnen, daß die Inanspruchnahme im Durch- 
schnitt deuthch unter einem Jahr — gut sieben Monate — liegen 
wird. Im Durchschnitt dürften die Geförderten monathch etwas 
unter 600 DM Förderung erhalten. Hieraus errechnet sich ein 
jährlicher Aufwand von 60 Mio. DM. Die Studienabschlußförde- 
rung wird nach Gesetzeslage zur Hälfte als Zuschuß, zur Hälfte als 
Darlehen gewährt. 

Die Kosten des Gesetzes werden zu 35% von den Ländern 
und zu 65% vom Bund getragen. Rein rechnerisch fallen an 
(Mio. DM): 



1993 *) 

1994 

und folgende Jahre 

für die Länder .... 

5,25 

21,00 

für den Bund 

9,75 

39,00 

insgesamt 

15,00 

60,00 


•) ab 1. Oktober 


Bis zum Zeitpimkt der nächsten turnusmäßigen Überprüfrmg und 
Anpasstmg der Bedarfssätze und Freibeträge im Jahr 1994 sind 
diese rechnerischen Mehrausgaben durch die Plafonds im Bundes- 
haushalt und in den Landeshaushalten gedeckt, da insbesondere in 
den neuen Ländern offenbar eine geringere Inanspruchnahme der 
Mittel nach dem Bundesausbildimgsfördenmgsgesetz eintritt als 
bisher angenommen. Hinzu kommt, daß der rechnerische Aufwand 
sinkt, wenn in den nächsten Jahren tatsächlich studienzeitverkür- 
zende Maßnahmen wirksam werden. Auf der anderen Seite könnte 
der Aufwand aus nicht absehbaren Gründen bei einer etwas 
höheren Quote der Inanspruchnahme oder bei einem etwas höhe- 
ren durchschnittlichen Förderbetrag auch leicht steigen. Selbst ein 
geringfügig höherer Aufwand wäre zu rechtfertigen angesichts der 
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von niemandem bestrittenen positiven Auswirkungen der Studien- 
abschlußförderung und der bei ihrer Nichtverlängerung zudem zu 
erwartenden höheren Studienkosten sowie Inanspruchnahme der 
Gemeinden über die Sozialhilfe. In der Zukunft fließt die Hälfte der 
Ausgaben zudem über die Darlehensrückzahlung an Bund und 
Länder zurück. 
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Entwurf eines Sechzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmimg des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Zwölften Gesetzes zur Änderung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes 

Artikel 7 Abs. 7 des Zwölften Gesetzes zur Ände- 
rung des Bundesausbildimgsförderungsgesetzes vom 
22. Mai 1990 (BGBl. I S. 936) wird aufgehoben. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Artikel 1 tritt mit Wirkimg vom 1. Oktober 1993 in 
Kraft. 


Bonn, den 12, Februar 1993 


Doris Odendahl 

Angelika Barbe 

Hans Gottfried Bernrath 

Dr. Ulrich Böhme (Unna) 

Edelgard Bulmahn 

Dr. Peter Eckardt 

Evelin Fischer (Gräfenhainichen) 

Stephan Hilsberg 

Horst Kubatschka 


Eckart Kuhlwein 
Günter Rixe 
Dr. Peter Struck 
Margitta Terborg 
Wolfgang Thierse 
Siegfried Vergin 
Hildegard Wester 
Hans-Ulrich Klose 
und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die 13. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwer- 
kes e. V. weist xmter anderem aus, daß 3,2 % der 
BAföG-Geförderten eine Studienabschlußförderung 
erhellten. Nach den Angaben der Studierenden ist für 
die Situation im Sommer 1991 (Erhebimgszeitraum 
der 13. Sozialerhebung) festzustellen, daß diejenigen, 
die Studienabschlußförderung erhalten, sich dem Stu- 
dium intensiver widmen können als ehemalige 
BAföG -Empfänger, welche die Förderungshöchst- 
dauer überschritten haben. Erstere wenden für das 
Studium im Durchschnitt 38,4 Stunden pro Woche auf, 
letztere hingegen lediglich 34,0 Stimden. 53% der 
Studierenden mit Studienabschlußförderung sind im 
Durchschnitt 11,4 Stimden pro Woche neben dem 
Studium erwerbstätig; von den ehemaligen BAföG- 
Empfängem, welche die Förderungshöchstdauer 
überschritten haben, sind hingegen 77 % erwerbstätig 
und arbeiten durchschnittlich 16,7 Stunden pro 
Woche. Das zeitlich intensivere Studium von Studien- 
abschlußgeförderten gibt Gewähr dafür, daß die wirt- 
schaftliche Absicherung in der Examensphase im 
Sinne des Gesetzes genutzt wird (siehe: Das soziale 
Bild der Studentenschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland. 13. Sozialerhebimg des Deutschen Stu- 
dentenwerkes, Schriftenreihe Studien zu Bildung und 
Wissenschaft, hrsg. vom Bundesmiiüster für Bildung 
und Wissenschaft, Heft 103, Bonn 1992, Seite 324). 

Aufgrund eines Auftrags des Deutschen Bundestages 
erstellt die Bundesregierung gegenwärtig einen 
Bericht zur Studienabschlußförderung. HIS hat zu 
diesem Zweck eine empirische Untersuchung durch- 
geführt, die allerdings noch nicht veröffentlicht ist. 
Von dem Bericht der Bundesregierung wird näherer 
Aufschluß über die Inanspruchnahme der Studienab- 


schlußförderung imd ihre Wirksamkeit im Hinblick 
auf Studiendauer und Studienerfolg (Examensnote) 
aus Sicht der Studierenden erwartet. Mit einer ganz 
überwiegend positiven Einschätzung durch die 
Betroffenen ist zu rechnen. Das neue Instrument hat 
sich daher cils wirksamer und auch in Zukunft unver- 
zichtbarer Beitrag zur effektiven Wahmehmimg von 
Bildungsangeboten bei für die Studierenden schwie- 
rigen Rahmenbedingungen an den Hochschulen 
erwiesen. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Die Vorschrift bezweckt die Aufhebung der mit dem 
Zwölften Gesetz zur Änderung des Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetzes eingeführten Befristung 
der Studienabschlußförderung zum 30. September 
1993. Die Aufhebung dieser Befristung muß umge- 
hend erfolgen, damit sich die Ausbildungsförderungs- 
ämter bei der Bearbeitimg von Anträgen und die 
Studierenden in mittleren und höheren Semestern bei 
ihrer Studienabschlußplanung darauf einstellen kön- 
nen, daß sie imter den in § 15 Abs. 3 a genannten 
Bedingungen mit einer maximal einjährigen Förde- 
rung rechnen können. 


Zu Artikel 2 

Das Inkrafttreten mit Wirkung vom 1. Oktober 1993 
stellt sicher, daß die Förderung nahtlos fortgesetzt 
werden kann. 
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